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11369 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz 

über den Beschluss des Nationalrates vom 14. Dezember 2023 betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, das 
Arbeitsmarktservicegesetz und das Ausbildungspflichtgesetz geändert werden 

Allgemeiner Teil 
Hauptgesichtspunkte des Beschlusses: 
Mit den vorgeschlagenen Änderungen im Arbeitslosenversicherungsgesetz soll die finanzielle 
Unterstützung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit fehlender Arbeitsfähigkeit verbessert, eine 
Betreuung durch das Arbeitsmarktservice ermöglicht werden und dadurch ein chancengleicher Zugang 
zum Arbeitsmarkt für Jugendliche und junge Erwachsene mit Behinderungen im Sinne des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-
Behindertenrechtskonvention), BGBl. III Nr. 155/2008 erreicht werden. Mit den Änderungen im 
Ausbildungspflichtgesetz sollen legistische Klarstellungen erfolgen und die Vollziehung der 
Ausbildungspflicht erleichtert werden. 
 
Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat den gegenständlichen Beschluss des 
Nationalrates in seiner Sitzung am 19. Dezember 2023 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Günther Ruprecht. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates Dr. Andrea Eder-Gitschthaler, Marlies 
Doppler, Mag. Sascha Obrecht und Korinna Schumann. 
Bei der Abstimmung wurde einstimmig beschlossen, gegen den Beschluss des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Günther Ruprecht gewählt. 

Der Ausschuss für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz stellt nach Beratung der Vorlage einstimmig 
den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2023 12 19 
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